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BESCHLUSS

__________________________________________________________________

des 54. Ord. Bundesparteitages der FDP, Bremen, 16. - 18. Mai 2003
___________________________________________________________________
Meisterbrief als Gütesiegel und Qualitätsstandard 

einer beruflich qualifizierten Elite

Die FDP will den Meisterbrief als Qualitätsmerkmal des Deutschen Handwerks erhalten. Die überdurchschnittliche Ausbildungsleistung des deutschen Handwerks ist und bleibt ein wichtiger Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt unseres Landes. Dennoch stellt die FDP fest, dass es einen Modernisierungsbedarf im deutschen Handwerksrecht gibt.

Die FDP wendet sich entschieden gegen die Mär, der Meisterbrief sei die Ursache für die rückgängige Beschäftigungszahl und die steigenden Insolvenzen im deutschen Handwerk. Wer das behauptet, will von den eigentlichen Ursachen ablenken. Die liegen in der katastrophalen Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik der rot-grünen Bundesregierung, die den Mittelstand und damit auch das Handwerk mit zusätzlichen Steuer-, Abgaben- und Bürokratielasten in den vergangenen Jahren überzogen hat. Das immer tiefere Abgleiten in die Rezession, die weit verbreitete Verunsicherung und die damit einhergehende Konsumzurückhaltung machen es den Menschen immer schwerer, in Deutschland unternehmerisch tätig zu werden. 

Trotzdem müssen wir die Handwerksordnung zukunftsfest machen. Wir müssen zum Beispiel alles dafür tun, die Inländerdiskriminierung deutscher Handwerksbetriebe zu beseitigen. Denn durch das Urteil des Europäischen Gerichtshofes aus dem Jahr 2000 ist es Handwerkern aus dem EU-Ausland möglich, ohne die Beachtung der deutschen Handwerksordnung in Deutschland tätig zu werden oder sich sogar niederzulassen. Das ist ein klarer Wettbewerbsnachteil für deutsche Handwerksbetriebe – gerade in grenznahen Regionen. Hier muss die Politik gegensteuern.

Das darf allerdings nicht mit dem Holzhammer passieren, den Grün-Rot derzeit rausholt. Der Versuch von Wirtschaftsminister Clement über 60 Berufe aus der Anlage A zur Handwerksordnung von heute auf morgen rauszudrängen, hat zu Recht zu einem Proteststurm im deutschen Handwerk geführt. Eine seriöse Reform der Handwerksordnung ist zudem keine Sache von wenigen Wochen, sondern von Monaten, wenn nicht sogar Jahren. Das Vorgehen beim Gesetzentwurf zur Änderung der Handwerksordnung erinnert an die unsäglichen Schnellschüsse beim Scheinselbständigengesetz oder bei der Neuregelung des 630-Mark-Gesetzes. 

Das Vorhaben der Bundesregierung legt den Verdacht nahe, dass hier eine Gruppe bestraft werden soll, die bei der letzten Bundestagswahl nachweislich nicht diese Regierung gewählt hat. Sie gefährdet damit nicht nur die Ausbildungschancen in unserem Land, sondern schwächt auch einen wichtigen Stützpfeiler unserer Gesellschaft.  

· Die FDP begrüßt ausdrücklich, die Reformbereitschaft des deutschen Handwerks. Wir wollen eine Modernisierung des Handwerksrechts. Wir wollen durch eine Öffnung der Handwerksordnung die Dynamik dieses Wirtschaftszweiges steigern, die Qualifizierung stärken und neue Existenzen schaffen. Die FDP setzt sich für die Abschaffung des Inhaberprinzips ein. Damit schaffen wir Rechtsformneutralität und erleichtern die Existenzgründung auch ohne Meisterbrief.

· Die FDP will zudem eine erleichterte Anerkennung von gleichwertigen Qualifikationen (z.B. Techniker- und Industriemeisterprüfungen). Damit wären weitere Erleichterungen der Existenzgründungen zu erreichen.

· Wir wollen ebenfalls eine großzügigere Anerkennung von anderen Zugangswegen der Handwerksordnung (Leipziger Beschlüsse) unter Beachtung von Qualifikationen bei der Eintragung in die Handwerksrolle erreichen. 

· Die FDP fordert zudem, den Erwerb des Meisterbriefs kostengünstiger und unbürokratischer als bisher zu ermöglichen. Wir sehen die Vereinfachung und Beschleunigung verschiedener Verwaltungsverfahren und die Bündelung von Zuständigkeiten bei der Meisterprüfung als eine wichtige Voraussetzung zur Erreichung dieses Ziels an. 

Die Modernisierung der Handwerksordnung muss im gesamtwirtschaftlichen und gesamtgesellschaftlichen Interesse mit und nicht gegen die Handwerksbetriebe erfolgen. Die FDP jedenfalls will die Reform- und Dialogbereitschaft des Handwerks nutzen, um den Meisterbrief auch im europäischen Kontext zukunftsfähig zu machen

